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Der dramatische Mangel an Berufsschullehrern 

und Berufsschullehrerinnen verlangt konsequentes 

bildungspolitisches Handeln

Einschätzungen und Vorschläge der IG Metall

Verabschiedet auf der Sitzung des Berufsbildungsausschusses beim Vorstand der IG Metall,

Kirkel am 4. Juni 2009

1. Die personelle Unterversorgung der Berufsschulen ist chronisch

Seit Jahrzehnten sind die beruflichen Schulen mit einschlägig ausgebildeten BerufsschullehrerInnen unterversorgt. Vor allem in den gewerblich-technischen Berufsfeldern  sowie den kleinen Berufsgruppen (z.B. Optiker) muss ein großer Teil der Lehrerinnen und Lehrer über so genannte Seiteneinsteiger-Programme rekrutiert werden. Für Ausnahmefälle ist dies ein durchaus gangbarer Weg, nicht aber als ein  Regelmodell.

Dies mindert die Ausbildungsqualität an beruflichen Schulen und gefährdet die Position der dualen Ausbildung im Bildungswesen insgesamt. Viele Seiteneinsteiger kommen ohne jede Bildungspraxis in die Berufsschulen. Dies ist nicht gerade eine Garantie für hochwertigen Berufsschulunterricht und auch bedenklich im Hinblick auf Jugendliche, die einer besonderen Förderung im Übergang von der Schule in die Berufsausbildung bedürfen, sowie auf die flächendeckende Umsetzung des Lernfeldkonzeptes. 

In den staatlichen beruflichen Schulen waren 1999 insgesamt 112.577 hauptberufliche Lehrer und Lehrerinnen tätig. Von dieser Gesamtzahl unterrichteten 50.865 Lehrer und Lehrerinnen an den 1.714 Berufsschulen des dualen Systems. Die restlichen Lehrer und Lehrerinnen unterrichteten an den anderen 7.866 beruflichen Schulen (z. B. Berufsaufbauschulen, Berufsfachschulen, Fachoberschulen, Fachgymnasien, Fachschulen). Für 1,7 Mio Auszubildende stehen folglich rd. 50.000 Lehrpersonen zur Verfügung (Schlüssel 1:33), für rd. 500 Tsd. Jugendliche in beruflichen Vollzeitschulen rd. 60.000 Lehrpersonen (Schlüssel 1:8). Dies sagt auch etwas über die Wertigkeit der dualen Berufsschule in der Schulpolitik aus. 

Die Gesamtzahl der Lehrer und Lehrerinnen an beruflichen Schulen wird in den nächsten Jahren rapide absinken. Der Mangel von Berufsschullehrern und -lehrerinnen ist besorgniserregend und droht negative Wirkungen auf Funktion und Qualität des Berufsbildungssystems zu haben. Er resultiert u.a. aus:

· der kommenden überproportionalen Pensionierungswelle gegenwärtiger Lehrkräfte, 

· dem ausbleibenden Nachwuchs an Berufsschullehrern und -lehrerinnen (seit Anfang der neunziger Jahre stark zurückgegangene und zurzeit stagnierende Zahlen der Studienanfänger und Referendare), 

· der mangelnden Anerkennung des Lehrerberufs in Deutschland (öffentliches Ansehen, Wettbewerbsfähigkeit mit der Wirtschaft)

Die KMK schätzt das jährlich durchschnittliche Einstellungsdefizit für den Zeitraum von 2002 - 2008 auf 1.800 Personen p.a., für den Zeitraum 2009 – 2015 auf 600 Personen p.a., kumuliert ergibt sich für den Zeitraum von 2002 bis 2015 ein Defizit von 19.000 Personen. Dies dürfte eine konservative Rechnung sein, bei der z.B. Abbrecherquoten, Abwanderung u.a. Faktoren nicht ausreichend berücksichtigt sind. 
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Der OECD-Bericht „Bildung auf einen Blick 2007“ rechnet damit, dass in den nächsten Jahren für 100 in Ruhestand gehende Pädagogen nur 60 junge Nachwuchskräfte ausgebildet werden und verweist damit auf die Gefahr eines enormen Mangels an ausgebildeten Pädagoginnen und Pädagogen. Verschärft wird die Situation noch dadurch, dass mit der Umstellung auf Bachelor- und Masterstudiengänge derzeit keine verlässlichen Aussagen über die Zahl der künftigen Absolventen von Lehramtsstudiengängen zu machen sind.

2. Wir mahnen schlüssige und nachhaltige Programme zur Überwindung des Mangels an

Auf der 293. Plenarsitzung der KMK (22.02.2001, Hannover) wurden folgende Empfehlungen je nach besonderer Problemlage der Länder zur Lehrergewinnung für das allgemeine und berufsbildende Schulwesen verabschiedet:

· Werbemaßnahmen: Imagekampagne, Werbung an Schulen, Werbung an Hochschulen

· Abbau von Mobilitätsbeschränkungen: Verfahrensregeln zur Übernahme von Bewerbern aus anderen Ländern, Lehreraustauschverfahren, Anerkennung von Regelungen für Seiteneinsteiger

· Nachqualifizierungsprogramm: Nachqualifizierungsprogramme nach Bedarfslage, Weiterqualifikation aus „Überhangbereichen“

· Hochschulbereich: Verbesserung des Übergangs Hochschule-Referendariat, Studiengangwechsel zum Lehramtsstudium, Aufbaustudium für FH-Absolventen, Überarbeitung der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen

· Seiteneinsteiger: Qualifizierte Seiteneinsteiger in Mangelbereichen, Direkteinstellung mit berufsbegleitender pädagogischer Qualifizierung, Öffnung des Referendariats für weitere Fachrichtungen

· Erhöhung der Attraktivität des Lehrerberufes: Erhöhung der Anwärterbezüge, Zahlung von Anwärtersonderzuschlägen, Flexibilisierung des Laufbahnrechts 

Besonderen Erfolg versprechen sich die Länder von „Seiteneinsteiger-Programmen“ für Nichtpädagogen trotz der Probleme, die schon eingangs erwähnt wurden:
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Diese Empfehlungen haben Bader, Schröder untersucht und dabei kaum Verbesserungen feststellen können
. Die Befürchtungen, dass in den nächsten zehn Jahren gerade im Bereich des gewerblich-technischen Schulwesens, insbes. der Metall-, Elektro-, Informationstechnik, der dringend notwendige Ersatzbedarf und der zu erwartende Erweiterungsbedarf nur noch zu einem Drittel durch Absolventen/-innen eines grundständigen universitären Lehramtsstudiums für das berufsbildende Schulwesen versorgt werden kann, konnten durch diese Programme bisher nicht entkräftet werden. Folglich müssen weitere Entscheidungen getroffen werden, die an die Strukturprobleme des Lehrerberufs und der Lehrerausbildung herangehen. Dabei lehnen wir  eine Reduzierung der Professionalität und der Anforderungen an Professionalität ab, wie sie in einigen Maßnahmen der Länder deutlich werden.

3. Im Zentrum muss die Erhöhung der Attraktivität des Lehrerberufs stehen

Im Gegenteil: Das Ansehen des Lehrerberufs in der Gesellschaft und am Arbeitsmarkt muss stärker gefördert werden. So hat sich nach Angaben der GEW die Gehaltssituation verschlechtert, die Arbeitsbedingungen in vielen Berufsschulen sind grenzwertig. Die Arbeit der Berufsschullehrerinnen und -lehrer ist heute in vielen Fällen psychische und soziale Schwerstarbeit. Sie ist nervenaufreibend. Den Stress von Lehrkräften setzt Professor Sieland

von der Uni Lüneburg mit dem von Fluglotsen gleich
.

Das Referendariat ist nicht attraktiv, die Besoldung zu gering. Das aufgrund der Ausbildungskrise stark aufgebläht „Übergangssystem“ wirkt abschreckend. LehrerInnen empfinden sich als Notnagel einer mangelhaften Bildungspolitik. 

Wegen der massiven Renten- und Pensionsabschläge gehen zwischenzeitlich zwar weniger

Lehrkräfte freiwillig bzw. krankheitsbedingt vorzeitig in den Ruhestand. Das kann sich jedoch

leicht als Milchmädchen-Rechnung herausstellen. Denn: die Anzahl der Dauerkranken, d.h.

eine Krankheitsdauer von mehr als drei Monaten, ist erheblich gestiegen. Allein in Berlin ist

ihre Zahl von 550 im Jahr 2003 auf weit über 800 im Jahr 2006 angewachsen
.

Viele Maßnahmen der Bundesländer sind in den letzten Jahren dem Ansehen des Lehrerberufs eher abträglich gewesen und nicht dazu geeignet, engagierte Nachwuchskräfte zu interessieren. Sie sind im wesentlichen Ergebnis einer verfehlten Sparpolitik, die im Gegensatz zur Rolle von Bildung als wichtigster Faktor für wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung, wie sie im Konsens aller Parteien und Gruppen immer wieder öffentlich beschworen wird. 

4. Die Berufsschullehrerbildung stimmt nicht mit den heutigen Anforderungen überein

Das Berufsschullehrerstudium bereitet nicht ausreichend auf den Beruf vor. Es ist zu stark an Fachwissenschaften in einem 1. und 2. Unterrichtsfach ausgerichtet und vermittelt zu wenig berufspädagogische Kompetenz. Die Fachwissenschaften wie Betriebswirtschaft oder Maschinenbau beinhalten keinen  systematischen Bezug zur späteren Berufspraxis. Die Berufspädagogik kommt zu kurz. Ein typisches Beispiel ist die Befähigung zur Anleitung leistungsheterogener Lerngruppen, einer für die duale Berufsausbildung typischen Situation. Studien zeigen, dass die meisten Pädagogen hierzu eine negative Grundeinstellung haben. 55 Prozent der deutschen Lehrerinnen und Lehrer schätzen Leistungsheterogenität als ihre größte Berufserschwernis ein
. Hier setzt offenbar die Ausbildung nicht die richtigen Akzente.

In einigen Hochschulen existieren weitergehende Modell (z.B. „Kernstudium“ an der Uni Kassel), die zu einer Ausweitung des berufs- und wirtschaftspädagogischen Anteils bis auf ein Drittel des Studienumfanges führen. In vielen Studiengängen hat die Berufspädagogik  aber gegenüber dem 1. und 2. Hauptfach eine eher randständige Funktion und spielt die Rolle eines Nebenfaches. 

Die Ausbildungszeit für BerufsschullehrerInnen ist zu lang (durchschn. sieben Jahre). Die Berufserfahrung setzt zu spät ein. Das Konzept „Studienrat mit zwei Fächern“ wird der Umstellung der Schulen auf Lernfelder nicht gerecht. Die Lernformen der Hochschule wie auch die Inhalte der Berufspädagogik vermitteln zu wenig Handlungskompetenz für die spätere Kernaufgabe: selbstreguliertes Lernen, Vermittlung beruflicher Handlungsfähigkeit mit leistungsheterogenen Lerngruppen.

5. Die beruflichen Fächer an den Hochschulen müssen gestärkt und eine bessere Infrastruktur aufgebaut werden

In vielen Studiengängen  mangelt es an einer funktionsfähigen beruflichen Fachdidaktik. Es fehlt eine zeitgemäße Struktur der berufsbildenden Fächer. Der Gefahr einer zu starken Intransparenz der Lehrerausbildung durch eine Vielzahl von Bachelor- und Masterstudiengängen plus Föderalismus sollte durch eine länderübergreifende einheitliche Neustrukturierung der Berufsfeldwissenschaften begegnet werden, für die entsprechende Ausbildungskapazitäten und Entwicklungsplanungen an den Hochschulen geschaffen werden müssen. 

Das Institut für Technik und  Bildung der Universität Bremen hat eine Neugliederung der Berufsfeldwissenschaften vorgeschlagen, die aus unserer Sicht noch keine endgültige Lösung darstellt, aber immerhin ein konkreter Ansatz ist, der ernsthaft zu prüfen ist.

	Vorschlag für eine neue Struktur der berufsbildenden Studienfächer



	Berufliche Fachrichtungen

Berufs(feld)wissenschaften
	Mit den Schwerpunkten

	(1) Wirtschaft und Verwaltung
	· Güterproduktion / -distribution

· Personenbezogene Dienstleistungen

· Verwaltung, Banken, Versicherungen

· Verkehr, Logistik, Tourismus

	(2) Metalltechnik
	· Produktionstechnik

· Konstruktionstechnik

· Versorgungstechnik / Umwelttechnik

· Fahrzeugtechnik

	(3) Elektro-/Informationstechnik
	· Produktionstechnik

· Haussystemtechnik

· Informations- / Kommunikationstechnik

· Medientechnik

	(4) Bautechnik
	· Bautechnik (Hochbau)

· Bautechnik (Tiefbau)

· Holz- und Kunststofftechnik

· Oberflächen- und Farbtechnik

	(5) Verfahrenstechnik
	· Chemische Prozesse (Chemotechnik)

· Physikalische Prozesse

· Biologische Prozesse

	(6) Gesundheit/Pflege
	· Gesundheit

· Pflege

· Körperpflege

	(7) Erziehung/Sozialpädagogik
	· Vorschulpädagogik

· Schulbegleitende Pädagogik

· Heim- und Freizeitpädagogik

	(8) Ernährung/Gestaltung
	· Agrarwirtschaft

· Lebensmittelerzeugung

· Hauswirtschaft

· Gastronomie

	(9) Gestaltung
	· Textiles Gestalten

· Mediengestaltung

· Raum- und Farbgestaltung


Dieser Vorschlag geht von der These aus, dass die Fachlichkeit der beruflichen Domäne ein zentraler Bezugspunkt berufspädagogischer Handlungskompetenz darstellt. Folglich sollten die Studiengänge entlang dieser beruflichen Domänen organisiert sein, die als „Berufsfeldwissenschaften“ zu definieren sind. Wenn man dieser Auffassung folgen will, muss man andererseits die gewünschte Vielfalt kapazitär an den Hochschulen in den Griff bekommen.

Sinnvoll wäre es deshalb, sich in einem „Konzentrationsmodell“ zwischen den Ländern und Hochschulen darüber zu verständigen, welche „Berufsfeldwissenschaften“ in welcher Kombination an welchen Standorten eingerichtet werden. Dadurch sollen leistungsfähige berufswissenschaftliche/-pädagogische Fachbereiche bzw. Institute entstehen, deren Infrastruktur für den zu erwartenden Bedarf an BerufsschullehrerInnen ausgelegt ist. Bei größeren Organisationseinheiten ist eine deutliche Reduzierung der Hochschulstandorte für einschlägige Fachbereiche/Institute zu erwarten. Wir können uns aber auch andere – vor allem „duale“ und an erfahrenen Berufspraktikern orientierte - Ausbildungsmodelle vorstellen, die nicht so stark von diesem Problem abhängen. 

6. Die Bachelor-Master-Umstellung darf keine Rückwärtsreform werden

Die Umstellung auf die neue Studienstruktur hat vielfach zu einer Verschulung des Studiums, zur Reduzierung des Praxisbezugs und zur Erhöhung eines formalen Leistungsdrucks geführt. Warum Lehrer eine  Bachelorabschluss machen müssen, obwohl sie mit diesem Abschluss nicht als Lehrer arbeiten können, erscheint unverständlich. Übergangssperren vom Bachelor- in das Masterstudium, wie jetzt vielfach eingeführt, dürfte es dann jedenfalls nicht geben. 

Die neuen Lehramts-Studiengänge führt außerdem in den Bundesländern zu substantiell von einander abweichenden Ansätzen. Darunter leidet die Vergleichbarkeit und auch die Mobilität der Studierenden zwischen den Bundesländern  und sogar innerhalb eines Bundeslandes – im diametralen Gegensatz zum Sinn der internationalen Vereinbarungen. Dieser Kritik der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaften schließen wir uns ausdrücklich an
.

Wir unterstützen die Polyvalenz der Abschlüsse. Die Studierenden sollen sich frei entscheiden, ob sie in die Schule gehen oder nicht. Für die Arbeitslosigkeit hat sich das positiv ausgezahlt. Daher sollte der Abschluss lauten „Master of Science“ und nicht „Master of Art“ bzw. „Master of Education“.

Die Unterschiede zwischen FH und UNI werden in der neuen Studienstruktur eingeebnet. Diesen Trend unterstützen wir. Beide Bereiche vergeben prinzipiell dieselben Abschlüsse. Die klassischen Besoldungsunterschiede  im ÖD (gehobener Dienst, höherer Dienst) machen in dieser Welt keinen Sinn mehr. BerufsschullehrerInnen könnten dann auch an der FH ausgebildet werden. Damit ließen sich andere Interessenten einbeziehen sowie andere praxisnähere Studienformen etablieren. 

7. Auch die Berufsschullehrerausbildung als duales Studium organisieren

Zwischen  den Sozialpartnern und den Ländern besteht Konsens über den Nutzen und den Ausbau dualer Studiengänge. Wir fordern die Einführung des dualen Studiums auch 

für die Lehrerbildung. In Kombination mit einer dualen Berufsausbildung könnte so ein neuer und zukunftsträchtiger Ausbildungsweg geschaffen werden, der schneller in die Berufspraxis einführt und besser auf die berufsbildenden Fachinhalte abstellt. In diesem Modell wären die Studierenden wie Auszubildende vom ersten Tag an mit einem Ausbildungsvertrag in ihrem Betrieb eingesetzt, nämlich der Berufsschule (z.B. als Schulassistenten und Tutoren). Die Ausbildungsdauer könnte verkürzt werden, da das Referendariat (weitgehend?) überflüssig wird. Die Berufsorientierung wird verbessert, die Abbrecherquoten werden gesenkt, die Berufsfähigkeit tritt früher ein, die Ausbildung verläuft zielführender. Wir rufen die Kultusministerien auf, entsprechende Modellversuche zu starten.

8. Die Durchlässigkeit für außerschulisches Berufsbildungspersonal verbessern

Auch außerhalb der Berufsschulen arbeiten Berufspädagogen auf professioneller Grundlage und mit viel Berufspraxis und Berufserfahrung. Für sie sollte der Durchstieg in die Berufsschullehrerrolle und in den Berufsschullehrerstatus vereinfacht werden. 

Bisher war die Durchlässigkeit zwischen den Berufsbildnern in Betrieben, Bildungseinrichtungen und Berufschulen auch dadurch behindert, dass im Bereich der Berufsausbilder keine vergleichbaren Bildungswege existierten. Seitdem die IG Metall die Professionalisierung der AusbilderInnen zum Thema gemacht hat, ändert sich jedoch diese Situation. Noch in diesem Jahr wird durch Rechtsverordnung des Bundes ein neues Karrieresystem für das außerschulische Berufsbildungspersonal eingeführt mit den Abschlüssen „Fachpädagoge“ (für BerufsausbilderInnen) und „Berufspädagoge“ (einschl. Weiterbildung und Bildungsmanagement). Damit wird die Bachelor-Master-Struktur annähernd auch im außerschulischen Bereich übernommen. Mit diesen Abschlüssen sollte es künftig möglich sein, auch zu einem berufspädagogischen Masterstudium zugelassen zu werden. Somit wird nach unserer Auffassung der Weg frei für eine Gleichstellung der AusbilderInnen auf den schulischen Arbeitsmärkten. Die Zulassung von gepr. Berufspädagogen zur Studienratslaufbahn könnte den Lehrermangel entscheidend dämpfen.  Wir fordern die Länder auf, die entsprechenden Voraussetzungen im Zulassungsrecht der Hochschulen und in den Laufbahnverordnungen der Schulen zu schaffen. 

9. Ausweitung von berufswissenschaftlichen und berufspädagogischen  Studienangeboten – Förderung des wiss. Nachwuchses

Seit ca. 10 Jahren wird das wissenschaftliche Personal an den berufswissenschaftlichen/-pädagogischen Studiengängen ausgedünnt. Zunehmend werden Professuren definiert, die mehrere berufliche Fächer und ihre Didaktiken zusammenfassen. Dies ist ein unhaltbarer Zustand. Lediglich Baden-Württemberg hat in den Aufbau neuer Studiengänge an Fachhochschulen und pädagogischen Hochschulen investiert, um den akuten Lehrerbedarf zu decken. Dadurch wird jedoch die Infrastruktur für die Berufsbildungsforschung geschwächt. Die universitäre Berufsbildungsforschung ist jedoch notwendig für Innovationen und Reformen im Bereich der Qualifizierung der Beschäftigten für immerhin fast 2/3 des Beschäftigungssystems. 

Es gibt einen eindeutig identifizierbaren internationalen Trend zur Höherqualifizierung von Berufspädagogen. Die internationale Einführung von Bachelor-, Master- und Doktorandenstudiengängen hat zu einer ersten Vereinbarung über die Ausgestaltung von Masterstudiengängen für Berufsschullehrer in 12 beruflichen Fächern (Vocational Disciplines) geführt (vgl. Hangzhou-Declaration 2004
).

Wir halten den durchgängigen Aufbau von Graduiertenprogramme zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses für die beruflichen Fächer und ihre Didaktiken sowie für Berufspädagogik für sinnvoll. Das Ziel ist es, an allen Hochschulstandorten Graduiertenschulen einzurichten und diese gezielt für ausländische Studenten zu öffnen.

10. Konsequenzen - nächste Schritte

Wir suchen selbstverständlich zuallererst die Solidarität bei den Gewerkschaften in unserem gemeinsamen Interesse an der Stärkung und Qualitätssicherung der dualen Berufsausbildung. Wir schlagen vor, mit der GEW und anderen Gewerkschaften auf einer größeren Tagung über die notwendigen Programme und Aktivitäten zu diskutieren, um zu einer gemeinsamen Initiative zu kommen.

Wir streben darüber hinaus ein gemeinsames Vorgehen der Sozialparteien an und fordern die Arbeitgeberverbände auf, mit uns über die Realisierung des beschriebenen Programms zu beraten und nach Möglichkeit mit gemeinsamen Positionen auf die KMK, auf die Landesregierungen und die Bundesregierung  zuzugehen, um ein substantielles und reformorientiertes Programm gegen den Berufsschullehrermangel auf den Weg zu bringen.

Unabhängig davon sind wir an schnellen Kontakten mit der Politik und der KMK interessiert, um die Chancen für neue Konzepte und Wege aus der Mangelsituation auszuloten und unsere Anregungen ins Gespräch zu bringen.

IG Metall Vorstand

Ressort Qualifizierungs- und Bildungspolitik

Frankfurt am Main im Juni 2009
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